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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-2647/08
von Vincenzo Aita (GUE/NGL), Umberto Guidoni (GUE/NGL), Roberto Musacchio (GUE/NGL), Giusto 
Catania (GUE/NGL), Vittorio Agnoletto (GUE/NGL), Monica Frassoni (Verts/ALE), Luisa Morgantini 
(GUE/NGL), Pasqualina Napoletano (PSE) und Giovanni Berlinguer (PSE)
an die Kommission

Betrifft: Beschlagnahmung einer Abwasseraufbereitungsanlage in Coda di Volpe zum Zwecke der 
Lagerung umweltschädlicher Ökoballen

Ende Februar 2008 ordnete der Sonderkommissar der Regierung für den Müllnotstand in Kampanien, 
Dr. Gianni De Gennaro, die Beschlagnahmung der Abwasseraufbereitungsanlage in Coda di Volpe 
(Gemeinde Eboli, Provinz Salerno) an – die zwar noch nicht betriebsbereit ist, aber mit EU-Mitteln in 
Kürze fertiggestellt werden sollte –, um dort verpackte umweltschädliche Abfälle (Ökoballen) zu 
lagern. Die Anlage befindet sich in unmittelbarer Nähe des Flusses Sele und der Küste, in einem 
Gebiet, in dem bei nicht sehr tiefem Grundwasser intensiv Landwirtschaft betrieben wird und wo 
andererseits der Tourismus blüht. Darüber hinaus befindet sich das betreffende Areal mitten in einem 
Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (8050010) und in einer überschwemmungsgefährdeten 
Zone. Für diese Zone ist in den Durchführungsbestimmungen des Abschnittsplans der für das 
überregionale Flussbecken des Sele zuständigen Behörde (Autorità di Bacino Interregionale del fiume 
Sele) in Artikel 41 Buchstabe e explizit festgelegt, dass keine Abfallbeseitigungsanlagen 
(einschließlich Mülldeponien und offene Müllkippen für Stoffe und Abfälle jeder Art) errichtet werden 
dürfen. Durch das regelmäßige Überlaufen des Flusses Sele in das besagte Becken würden die 
Abfälle ins Meer und in die Umwelt gelangen und nicht absehbare Umweltschäden verursachen.

Ist die Kommission nicht in Anbetracht der Tatsache, dass die genannten Umweltaspekte bei der 
Beschlagnahmung der Anlage überhaupt keine Berücksichtigung fanden, da in diesem 
Zusammenhang keine Umweltverträglichkeitsprüfung vorgenommen wurde, der Ansicht, dass diese 
Beschlagnahmung unrechtmäßig und rechtswidrig erfolgte? 

Müsste der Sonderkommissar für den Müllnotstand nach Auffassung der Kommission nicht bereits 
vorgeschlagene alternative Standorte in Betracht ziehen, die aus ökologischer Sicht geeigneter 
wären?

Gedenkt die Kommission einzuschreiten, um ein Naturerbe zu schützen, das auch wirtschaftlich von 
großer Bedeutung für ein Gebiet ist, das bereits im Agrar- und Ernährungssektor eine schwere Krise 
durchmacht?


